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Breite Allianz fordert Recht 

auf Teilzeitarbeit für Eltern 
Bei der Geburt eines Kindes 

sollen Eltern das Recht 

erhalten, ihre Anstellung zu 

reduzieren. Der SP-Vorschlag 

findet bürgerlichen Support. 

Stefan Bühler 

Frischgebackene Mütter und Vä­

ter sollen einen Rechtsanspruch 
auf eine Redukation ihrer 

Stellenpranzente erhalten. Das 
fordert SP-Nationalrätin Nadine 

Masshardt mit einer parlamenta­
rischen Initiative. Die Reduktion 

soll höchstens 20 Prozent betra­
gen. Eine Zustimmung des Ar­

beitgebers ist nicht nötig, die Be­
schäftigung darf dadurch aber 

nicht unter 60 Prozent fallen. 
Die Massnahme «könnte die 

Vereinbarkeit von Beruf und Fa­

milie deutlich verbessern», argu­
mentiert Masshardt in ihrem Vor­

stoss. Sie nimmt damit eines der 
Kernanliegen der Fachkräfte­

initiative auf, mit welcher der 

Bundesrat speziell Frauen im Er­

werbsleben halten möchte und 
über die Wirtschaftsminister Jo­

hann Schneider-Ammann am 
Freitag informiert hat. «Ein besse­

rer Einbezug der Frauen in die Ar­
beitswelt gelingt nur, wenn sich 

auch Väter stärker in der Kinder­
betreuung engagieren», sagt 

Masshardt. Beim Bund, dessen 
Angestellte ein solches Recht be­

reits kennen, zeigen die Zahlen, 
dass in der Tat vor allem frischge-
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backene Väter - insbesondere in 

höheren Lohnklassen- ihr Pen­
sum reduzieren. Masshardts In­

itiative wurde auch von mehreren 
bürgerlichen Politikern aus CVP, 

BDP und FDP unterschrieben. Er 
sei zwar nicht mit allen Details 

des Vorstosses einverstanden, 
sagt der Waadtländer FDP-Natio­

nalrat Fathi Derder auf Anfrage. 
Unterzeichnet habe er aber, «weil 

wir in der Schweiz bei der Verein­
barkeit von Beruf und Familie 

noch ein Defizit haben, es braucht 
mehr politischen Druck». 

Tatsächlich hat der Bundesrat 
selbst schon den Rechtsanspruch 

auf Pensenreduktion geprüft, 
dann aber fallengelassen. Für 

kleine und mittlere Unterneh­
mungen wäre es schwierig, sol­
che Garantien zu gewährleisten, 

so die Argumentation. Dieser 
trägt Masshardt Rechnung. Sie 

schlägt im Vorstoss vor: «Kleinere 
Unternehmen können von der 

Regel ausgenommen werden.» 


